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Die Presse 13.07.2023

Mit Umgründungen besser noch zuwarten?
Gesellschaftsrecht. Ab 1. August gelten für grenzüberschreitende Umgründungen neue Regeln, das EU-Verschmelzungs-
gesetz tritt dann außer Kraft. Fehlende Übergangsbestimmungen führen bei bestimmten Fällen zu Rechtsunsicherheit.
VONCHRISTINE KARY

Wien. Jetzt ist es also fix: Das EU-Umgrün-
dungsgesetz kann, wie laut Regierungsvorla-
ge geplant, mit 1. August in Kraft treten.. Im
Nationalrat wurde es am7. Juli beschlossen,
für den heutigen 13. Juli steht es auf der Agen-
da des Bundesrats. Damit setzt Österreich  

mit einem halben Jahr Verspätung  die EU-
Mobilitätsrichtlinie um.

Diese soll einen einheitlichen Rechtsrah-
men für grenzüberschreitende Umwandlun-
gen, Spaltungen und Verschmelzungen von
Kapitalgesellschaften schaffen. Das sollte et-
wa Sitzverlegungen, M&A-Transaktionen
oder Joint Ventures erleichtern.  Ziel ist die
Verbesserung der Rechtssicherheit und  da-
mit einhergehend  die Erhöhung der Mobili-
tät von Kapitalgesellschaften innerhalb der
EU , sagt Felix Augustus Kirkovits, Rechtsan-
walt im Unternehmens- und Gesellschafts-
rechtsteam der Kanzlei FSM, zur  Presse .

Bislang war nur die grenzüberschreiten-
de Verschmelzung EU-weit ausdrücklich ge-
regelt  in Österreich durch das EU-Ver-
schmelzungsgesetz. Grenzüberschreitende
Umwandlungen, die, wie Kirkovits erklärt,
 im Wesentlichen einer grenzüberschreiten-
den Sitzverlegung gleichkommen , galten le-
diglich aufgrund von EuGH-Judikatur als zu-

lässig. Spaltungen wiederum waren
grenzüberschreitend gar nicht möglich, son-

dern mussten in zwei Schritten vorgenom-
men werden (nationale Spaltung, dann
grenzüberschreitende Verschmelzung). In-
soweit bringe die Neuregelung eindeutig Ver-
besserungen, sagt der Anwalt  auch wenn
bei Spaltungen nicht alle praxisrelevanten
Fälle miterfasst sind.

Übergangsregelung gestrichen

Aber herrscht damit wirklich ab 1. August
Rechtssicherheit? Bei Verschmelzungen
nicht unbedingt. Denn mit Ablauf des 31. Juli
tritt das EU-Verschmelzungsgesetz außer
Kraft. Ein im ursprünglichen Begutachtungs-
entwurf enthaltener Abgrenzungszeitpunkt,
ob Umgründungen noch der alten oder be-
reits der neuen Rechtslage unterliegen, wur-

de gestrichen. Angesichts der ohnehin ver-

späteten Umsetzung solle  von
ausdrücklichen Übergangsvorschriften  im

Sinn einer weiteren Anwendbarkeit des EU-
VerschG über den 31. Juli 2023 hinaus  Ab-
stand genommen werden , heißt es in den Er-
läuterungen zur Regierungsvorlage. Denn es
sei unsicher, ob andere Mitgliedstaaten dann
noch an einer nach früherer Rechtslage kon-
zipierten Verschmelzung mitwirken würden.

Wie soll aber nun mit Fällen umgegangen
werden, die jetzt, in der Übergangsphase, an-

stehen? Angenommen, eine Verschmelzung
wird noch knapp vor demMonatsende unter
Einhaltung des bis dato anwendbaren EU-
Verschmelzungsgesetzes beim Firmenbuch-
gericht eingereicht. Wird das Gericht dann
nach dem Stichtag die Firmenbucheintra-

gung überhaupt noch vornehmen, wenn die
neuen Vorgaben des EU-Umgründungsge-
setzes nicht erfüllt sind? Dieses sieht näm-
lich richtlinienbedingt teils strengere Vo-
raussetzungen vor, zum Beispiel gilt künftig
eine sechswöchige Frist für die Einbindung
der Arbeitnehmer vor dem entscheidenden
Gesellschafterbeschluss. Hat man nur die
bislang geltende, vierwöchige Frist einge-
halten, sei es zumindest zweifelhaft, ob dann
auch noch nach dem Stichtag eine Eintra-
gung überhaupt möglich ist, sagt Kirkovits.

Wer also gehofft hat, sich mit einer Ein-
reichung in den letzten Julitagen noch die al-
te Rechtslage zu sichern, dürfte enttäuscht
werden. Genauso kann es aber schiefgehen,
wenn ein im Juli veröffentlichter Verschmel-
zungsplan ausschließlich nach den neuen
Regeln konzipiert wurde. Faktisch müssen
derzeit wohl beide Standards gleichzeitig er-

füllt werden, meint Kirkovits, in einigen an-

hängigen Fällen sei das auch so geschehen.
 Das heißt aber, es müssen die jeweils stren-

geren Regeln eingehalten werden. Im Zwei-
fel wäre man wohl besser dran, das Inkraft-
treten der Neuregelung abzuwarten.

Neue Missbrauchskontrolle
Bei sämtlichen Umgründungsvorgängen
muss künftig übrigens eine Missbrauchskon-
trolle erfolgen. Das Firmenbuchgericht
(bzw. die zuständige Behörde des Wegzugs-
mitgliedstaates) muss also prüfen, ob die
grenzüberschreitende Umgründung wo-

möglich missbräuchlichen, betrügerischen
oder kriminellen Zwecken dient. Das sei
sinnvoll, sagt Kirkovits, aber ebenfalls mit
Aufwand und Kosten verbunden  so kann
das Gericht für die Prüfung auch einen Sach-
verständigen beiziehen. Zu empfehlen sei es
daher, vorab über den Steuerberater beim Fi-
nanzamt einen Auskunftsbescheid nach
§ 118 der Bundesabgabenordnung (BAO)
einzuholen, rät der Anwalt. Dieser gilt dann
als Bescheinigung, dass kein Missbrauch an-

zunehmen ist.
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